[image: Une image contenant texte, Police, capture d’écran, conception

Description générée automatiquement]




Medienmitteilung
Donnerstag, 16. November 2024

Vernehmlassung: Revision des Luftfahrtgesetzes
Der Bundesrat hofiert der Luftfahrtlobby auf Kosten des Lärmschutzes
Der Bundesrat will die geltenden Betriebszeiten der Landesflughäfen im Gesetz verankern. Damit wird es nicht mehr möglich sein, die Nachtruhe den wissenschaftlichen Erkenntnissen entsprechend anzupassen. Die Koalition Luftverkehr, Umwelt und Gesundheit (KLUG) lehnt diesen Angriff auf den Lärmschutz entschieden ab.
Die meisten der in der Revisionsvorlage vorgeschlagenen Änderungen betreffen die Flugsicherheit. Dazwischen verbirgt sich jedoch ein Minenfeld für den Lärmschutz. Vorgesehen ist, einen «betrieblichen Bestandesschutz» für die Landesflughäfen festzulegen. Das heisst, dass die Betriebszeiten künftig von den Bestimmungen des Umweltschutzgesetzes ausgenommen sind. Das ginge zu Lasten des Schutzes vor lästigem und schädlichem Lärm. 
Priska Seiler Graf, Co-Präsidentin der KLUG, äussert sich entsprechend kritisch: «Die Wissenschaft empfiehlt, den Fluglärmschutz zu verstärken. Als Antwort darauf vertritt der Bundesrat lieber die Interessen der Luftfahrtlobby und dies auf Kosten der Gesundheit der Bevölkerung.»
Andere Bestimmungen sehen vor, die Kompetenzen der Kantone im Zusammenhang mit den Flughäfen zu beschneiden, beispielsweise bei den Projektierungs- und Sicherheitszonen und bei den Nebenanlagen.
KLUG lehnt die vorliegenden Änderungsvorschläge entschieden ab und fordert den Bundesrat auf, sie aus dem Gesetzesentwurf zu streichen.

Für zusätzliche Informationen:
· Priska Seiler Graf, Co-Präsidentin KLUG, 076 571 06 48
· Yves Chatton, Geschäftsführer KLUG, 031 328 58 64
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